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vor allem für jenen Typus des gewissenlos funktionierenden 
Befehlsempfängers, ohne den die faschistischen Massenver
brechen nicht ausführbar gewesen wären....

In Jörg Friedrich hat die bundesdeutsche Justiz einen 
sarkastischen Kritiker gefunden, der seinen bitteren Spott 
über die Rechtskunststücke der Gerichte ausgießt. Zu unse
rem Problem schreibt er: „Die Beziehungen zwischen den 
Stufen des Befehlswegs lösten die Gerichte auf ihre Weise: 
Den Vollstreckern fehlte die Befehlsgewalt, die Befehlsge
waltigen halten mit der Grausamkeit der Vollstreckung nichts 
zu tun. Man ließ die Unteren die Schuld den Höheren, die Hö
heren sie den Unteren Zuspielen. Letzten Endes landete sie 
regelmäßig bei Hitler und Himmler in der Hölle. “1°

Jürgen Baumann formulierte: „Ein Täter und 60 Millio
nen Gehilfen oder: das deutsche Volk, ein Volk von Gehilfen, 
eine nur für wenige erhebende, für den Verfasser entsetzli
che Vorstellung. “ H . . .
Nach einer gründlichen Auseinandersetzung mit der Recht
sprechung des Bundesgerichtshofs gelangte Rechtsanwalt 
Hannover zu der Schlußfolgerung:

Mindestens aber ist der Angeklagte der Beihilfe am Thäl
mann-Mord schuldig______ Der Angeklagte führte einen Befehl
aus, dessen verbrecherischer Charakter ihm nicht zweifelhaft 
sein konnte...,

Wie das Gericht auch immer entscheiden mag, es wäre 
zuwenig, wenn die politische Erkenntnis, die aus diesem Ver
fahren gewonnen würde, nur die wäre: Hier ist ein Ange
klagter seiner gerechten Strafe zugeführt worden oder ent
gangen. Ich meine, daß dieser Prozeß mehr bringen muß.

Der Angeklagte Otto ist ja nur einer von vielen Tausen
den, die den faschistischen Staatsterror gegen Menschen des 
deutschen Volkes und anderer Völker ausgeübt haben. Das 
eigentlich Erschreckende an dem historischen Sachverhalt, der 
in diesem Prozeß noch einmal aus der allgemeinen Verleug
nung und Verdrängung ins öffentliche Bewußtsein gehoben 
wurde, ist nicht die Tatsache, daß es Verbrecher wie Hitler, 
Himmler, Heydrich und Kaltenbrunner gegeben hat — er
schreckend ist die Tatsache, daß sich in unserem Volk auf 
allen Ebenen dieser Mörderhierarchie die nötigen Mitwirken
den gefunden haben, die ihren Platz mit einem Gefühl von 
Pflichterfüllung ausfüllten, wie sie jeden anderen Job ausge
füllt hätten, und nicht auf die Stimme ihres Gewissens hör
ten, die ihnen eine solche Art von Pflichterfüllung hätte ver
bieten müssen. Der Angeklagte hat, wie Tausende von Ange
klagten vor ihm, seine mörderische Tätigkeit als Normalität, 
als alltägliche Pflichterfüllung begriffen. Er war kein Exzeß
täter, sondern ein ganz normaler, den Gesetzen und Befehlen 
der jeweiligen Obrigkeit ergebener Technokrat, der die Pi
stole mit der gleichen kühlen Gelassenheit handhabte wie die 
Schreibmaschine.

Diese Normalität des Verbrechens, die Banalität des Bö
sen, wie Hannah Arendt sie genannt hat, sollte die Genera
tionen nach Hitler hellhörig machen, wenn wieder staatliche 
Gewalt als Normalität ausgegeben wird. Wir sollten Ver
brechen staatlicher Hierarchien nicht erst dann als solche 
brandmarken, wenn sie nach einem verlorenen Krieg zusam
mengebrochen sind; sondern ihnen schon dann in den Arm 
fallen, wenn sie noch verhindert werden können. Der Zu
sammenbruch des faschistischen Regimes unter den Schlägen 
der Anti-Hitler-Koalition war ein Glücksfall der Geschichte, 
weil es im historischen Maßstab nur selten vorkommt, daß 
Inhaber staatlicher Ämter für ihre Taten als Kriegsverbre
cher zur Rechenschaft gezogen werden.

Hitler und seine als Kriegsverbrecher vom Nürnberger 
Internationalen Militärgerichtshof abgeurteilten Mittäter 
sind als historische Figuren tot. Aber den Typus gibt es noch. 
Im Februar 1933 mußte immerhin noch ein Reichstagsge
bäude in Brand gesetzt werden, heute genügt schon eine 
brennende Diskothek, um imperialistischen Staatsterror auf 
die Spitze zu treiben und unschuldige Menschen zu töten. 
Grenada, Nikaragua und Libyen sind die bisher letzten Sta
tionen eines Weges, der wiederum zum Kriege führen kann 
und Millionen zu Mittätern neuer Verbrechen machen könnte. 
Denn auch den Typus Wolfgang Otto gibt es noch.

Was wir heute noch als Normalität empfinden, ist viel
leicht schon ein Schritt in einen Abschnitt deutscher Ge
schichte, der von der nächsten Nachkriegsgeneration, wenn es 
sie geben sollte, als die Zeit der Vorbereitung des zweiten 
Massenverbrechens dieses Jahrhunderts definiert werden 
könnte. Und jeder von uns wird als mitschuldig gelten, der 
nicht seinen Beitrag zum Widerstand gegen eine Obrigkeit 
geleistet hat, die wieder einmal mit dem Feuer spielt. Der 
Abschnitt deutscher Geschichte, den dieser Prozeß noch ein
mal in einem seiner finstersten Winkel ausgeleuchtet hat, ist

Bei anderen gelesen

Internationale Konferenz 
gegen Berufsverbote in der BRD

Am 24. und 25. Mai 1986 fand in Mainz (BRD) eine inter
nationale Konferenz gegen Berufsverbote statt. Unter der 
Losung „Für die Erhaltung der sozialen und poltöscMHf: 
Rechte in der BRD! Die Grundrechte gemeinsam ver
teidigen! Die Berufsverbote ersatzlos beenden!“ diskutier
ten rund 400 Vertreter von Bürgerinitiativen, Parteien und 
demokratischen Organisationen — von der Deutschen Ge
sellschaft für Datenschutz bis zur Humanistischen Union 
— sowie Gewerkschaftsmitglieder über die Auswirkungen 
der Berufsverbote und des Demokratieabbaus in der BRD. 
Der Sprecher des Arbeitsausschusses der Initiative „Weg 
mit den Berufsverboten“, Horst B e t h g e ,  gab eine um
fassende Übersicht über die derzeitige Situation. Der Be
richterstattung in der Zeitung „Unsere Zeit“ (Düsseldorf) 
vom 27. Mai 1986 entnehmen wir folgende Passagen:
Bei rund 10 000 formellen Berufsverbotemaßnahmen seit 1971 
bei Bund und Ländern, darunter 2 000 Disziplinarmaßnahmen 
und 126 Entlassungen bei rund 3,5 Millionen Überprüfungen, 
gebe es „mittlerweile keine Berufsgruppe des öffentlichen Dien
stes mehr ohne spezifischen Berufsverbotsfall''. Als neue Tendenz 
bleibe aber festzuhalten, daß die Zahl der Betroffenen erheb
lich zurückgegangen ist. Gründe hierfür seien die prinzipielle 
Abschaffung der Berufsverbote im Saarland und daß in den 
anderen SPD-regierten Ländern Hessen, Nordrhein-Westfalen, 
Bremen und Hamburg keine neuen Berufsverbote mehr ver
hängt wurden. „Auch die Behörden in den CDU-regierten Bun
desländern verhalten sich offensichtlich vorsichtiger. Nicht jeder 
erhält bei der Einstellung eine Anhörung, der früher eine er
halten hätte, und nicht immer werden Diszipiinarmaßnahmen 
ergriffen. Die Protestbewegung wirkt prophylaktisch.“

Als weitere Tendenzen nannte Bethge: Heute gebe es viel 
mehr Disziplinarverfahren auch gegen Lebenszeitbeamte als 
früher. Massenhaft werden Postier von Sicherheitsüberprüfun
gen überzogen, weil nach NATO-Sicherheitsrichtlinien der ge
samte höhere Dienst sowie der gehobene Fernmelde- und 
femmeldetechnische Dienst als siaierheltsempfindiid) einge
stuft wurde. *

In den letzten zwei Jahren habe es also um die Berufs
verbote eine Polarisierung gegeben. Bei einer Bundestagsde
batte am 30. Januar 1986 seien auf eine Anfrage der Grünen 
von der Bundesregierung viele Fragen „wider besseres Wissen 
falsch, unvollständig oder verschleiernd" beantwortet worden. 
Etwas „Erstaunliches“ habe die Antwort der Bundesregierung 
allerdings doch erbracht: Es wurde dadurch bekannt, daß die 
jetzige Bundesregierung auch den Ministerpräsidentenbeschluß 
von 1972 für überholt hält'und die von der domaligen SPD/ 
FDP-Bundesregierung 1979 beschlossene Abschaffung der Re
gelanfrage beibehält.

Horst Bethge konnte feststellen, daß die Proteste gegen die 
Berufsverbote kontinuierlich zunehmeru Immer mehr Gewerk
schaftsgliederungen und -gremien stellen sich aktiv an die 
Seite der Betroffenen. „Heute kann sieh die Berufsverbotebe
wegung auf Parlamentarier aller Ebenen und verschiedener 
Parteien - SPD, Grüne, DKP und zum Teil auch der' FDP — 
berufen", stellt er fest

Zugenommen habe auch die Kritik ausländischer Demo
kraten und internationaler Gremien. Das EG-Parlament hat sich 
durch seinen Präsidenten Pflimlin beschwerdeführend'an den 
Bundeskanzler und den Bundestagspräsidenten gewandt Vor 
der UNO-Menschenreehtskommission sei die Bundesregierung 
bei Vorlage ihres Berichts zur Verwirklichung der Menschen
rechte mit kritischen Fragen konfrontiert worden. Noch mehr 
unter Druck geraten sei die Bundesregierung durch das for
melle Untersuchungsverfahren der ILO, bei dem im April erste 
Zeugen vernommen wurden und die Untersüchungskommission 
,im Spätsommer in die Bundesrepublik kommen wird.

dazu geeignet, die Generationen nach Hitler wachsamer und 
kritischer gegen das Gewaltmonopol des Staates nach innen 
und nach außen zu machen, als es die Generation des Wolf
gang Otto war....

Dieser Krefelder Prozeß sollte ein Stück Gerechtigkeit 
nachholen, das dem lebenden Emst Thälmann vorenthalten 
worden ist. * 11
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